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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Bauordnungsrechtlichen

Sachverständigenverordnung 

Vom 30. März 2020

Aufgrund des § 82 Abs. 2 Nr. 5 der Niedersächsischen Bau-
ordnung vom 3. April 2012 (Nds. GVBl. S. 46), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 § 18 des Gesetzes vom 20. Mai 2019 (Nds.
GVBl. S 88), wird verordnet:

Artikel 1

Die Bauordnungsrechtliche Sachverständigenverordnung
vom 4. September 1989 (Nds. GVBl. S. 325), zuletzt geändert
durch Artikel 9 der Verordnung vom 13. November 2012
(Nds. GVBl. S. 438), wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 3 werden nach dem Wort „Sachverstän-
digen“ ein Komma und die Worte „jedoch nicht über
die Vollendung des 70. Lebensjahres hinaus“ eingefügt.

b) In Absatz 2 wird im einleitenden Satzteil die Angabe
„68.“ durch die Angabe „70.“ ersetzt.

2. In § 2 Abs. 2 wird die Angabe „68.“ durch die Angabe „70.“
ersetzt.

3. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden im einleitenden Satzteil nach dem
Wort „Sachverständige“ die Worte „bis zur Vollendung
des 70. Lebensjahres“ eingefügt.

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort „Sachver-
ständiger“ die Worte „bis zur Vollendung des 70. Lebens-
jahres“ eingefügt.

4. Nach § 7 wird der folgende § 7 a eingefügt:

„§ 7 a

Übergangsregelungen

(1) Die Altersbeschränkungen in § 1 Abs. 1 Nr. 3 und in
§ 5 Abs. 1 und 4 Satz 1 gelten nicht für Prüfaufträge, die
vor dem 1. Mai 2020 angenommen worden sind.

(2) Anerkennungen, die nach § 2 Abs. 2 in der am
30. April 2020 geltenden Fassung bis zur Vollendung des
68. Lebensjahres befristet worden sind, gelten als bis zur
Vollendung des 70. Lebensjahres befristet.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 2020 in Kraft.

Hannover, den 30. März 2020

Niedersächsisches Ministerium
für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz

L i e s

Minister

74. Jahrgang Ausgegeben in Hannover am 7. April 2020 Nummer 8



Nds. GVBl. Nr. 8/2020, ausgegeben am 7. 4. 2020

60

V e r o r d n u n g
über Auftragswertgrenzen und Verfahrenserleichterungen 

zum Niedersächsischen Tariftreue- und Vergabegesetz 
(Niedersächsische Wertgrenzenverordnung — NWertVO)

Vom 3. April 2020

Aufgrund 

des § 3 Abs. 3 des Niedersächsischen Tariftreue- und Vergabe-
gesetzes (NTVergG) vom 31. Oktober 2013 (Nds. GVBl. S. 259),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Novem-
ber 2019 (Nds. GVBl. S. 354), und 

des § 3 Abs. 4 NTVergG im Einvernehmen mit dem Finanz-
ministerium und dem Ministerium für Inneres und Sport 

wird verordnet:

E r s t e r  T e i l

Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Regelungsbereich

(1) 1Diese Verordnung gilt für die Vergabe

1. von öffentlichen Aufträgen und Rahmenvereinbarungen
im Anwendungsbereich des Niedersächsischen Tariftreue-
und Vergabegesetzes (NTVergG) nach § 2 Abs. 1 und 2
NTVergG und Dienstleistungsaufträgen im Sinne des § 2
Abs. 4 NTVergG mit einem Auftragswert unterhalb des
Schwellenwertes nach § 106 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) sowie

2. von öffentlichen Aufträgen und Rahmenvereinbarungen
unterhalb eines Auftragswertes von 20 000 Euro (ohne Um-
satzsteuer), für die aufgrund anderer landesrechtlicher
Vergabevorschriften die Regelungen der Vergabe- und Ver-
tragsordnungen nach § 3 Abs. 1 und 2 Satz 2 NTVergG
entsprechend anzuwenden sind.

2Für die Vergabe von Rahmenvereinbarungen gelten, soweit
nichts anderes bestimmt ist, dieselben Vorschriften dieser
Verordnung wie für die Vergabe entsprechender öffentlicher
Aufträge.

(2) Diese Verordnung regelt für Aufträge nach Absatz 1

1. Grenzen für Auftragswerte, bis zu deren Erreichen eine
Auftragsvergabe im Wege einer Beschränkten Ausschrei-
bung ohne Teilnahmewettbewerb, einer Verhandlungsver-
gabe mit oder ohne Teilnahmewettbewerb oder einer Frei-
händigen Vergabe nach den Vergabe- und Vertragsordnun-
gen nach § 3 Abs. 1 und 2 Satz 2 NTVergG zulässig ist, so-
wie weitere Anforderungen an die Durchführung dieser
Verfahren und

2. weitere Verfahrenserleichterungen im Sinne des § 3 Abs. 3
Nr. 2 NTVergG.

§ 2

Schätzung der Auftragswerte, Teil- und Fachlose

(1) Die Auftragswerte werden geschätzt in entsprechender
Anwendung des § 3 Abs. 1 bis 4, 6, 10 und 11 der Vergabever-
ordnung vom 12. April 2016 (BGBl. I S. 624), zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 25. März 2020 (BGBl. I
S. 674), in der jeweils geltenden Fassung.

(2) 1Sind Leistungen nach § 9 Abs. 1 Satz 2 NTVergG in
Teil- oder Fachlose aufgeteilt, so beziehen sich die Auftrags-
wertgrenzen auf die Auftragswerte der einzelnen Teil- oder
Fachlose. 2Soweit mehrere Teil- oder Fachlose nach § 9 Abs. 1
Satz 3 NTVergG zusammen vergeben werden, so beziehen
sich die Auftragswertgrenzen auf die Summe der Auftrags-
werte dieser Lose.

Z w e i t e r  T e i l

Vergabe von Aufträgen über Bauleistungen

§ 3

Aufträge über Bauleistungen

(1) 1Abweichend von § 3 a Abs. 3 Satz 2 des Abschnitts 1
der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Teil A in
der in § 3 Abs. 2 Satz 2 NTVergG genannten Fassung (VOB/A)
dürfen Aufträge über Bauleistungen bis zu einem Auftrags-
wert von 25 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) im Wege der Frei-
händigen Vergabe vergeben werden. 2Bei einem Auftragswert
über 10 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) ist § 3 b Abs. 3 VOB/A
entsprechend anzuwenden. 3Fußnote 2 zu § 3 a Abs. 3 Satz 2
VOB/A bleibt unberührt.

(2) 1Aufträge über Bauleistungen im Ausland nach § 24
VOB/A dürfen bis zu einem Auftragswert von 50 000 Euro
(ohne Umsatzsteuer) im Wege der Freihändigen Vergabe ver-
geben werden. 2Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Abweichend von § 20 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 VOB/A ist bei
Freihändigen Vergaben nach Zuschlagserteilung nur dann zu
informieren, wenn der Auftragswert 25 000 Euro (ohne Um-
satzsteuer) übersteigt.

(4) 1Abweichend von § 14 a VOB/A dürfen öffentliche Auf-
traggeber Angebote in Abwesenheit der Bieter und ihrer Be-
vollmächtigten und ohne Verlesung nach Ablauf der Ange-
botsfrist öffnen, wenn durch einen Eröffnungstermin eine Ge-
fahr für die Gesundheit der Vertreterinnen oder Vertreter des
Auftraggebers, der Bieter oder ihrer Bevollmächtigten einzu-
treten droht. 2In diesen Fällen stellt der öffentliche Auftragge-
ber die in § 14 a Abs. 3 Nr. 2 Sätze 2 und 3 VOB/A genannten
Informationen den Bietern unverzüglich zur Verfügung. 3Die
Angebote werden von mindestens zwei Vertreterinnen oder
Vertretern des Auftraggebers gemeinsam geöffnet. 4§ 14 Abs. 3
VOB/A gilt entsprechend.

§ 4

Besondere Vorschriften
aufgrund der COVID-19-Pandemie 

für Aufträge über Bauleistungen

(1) 1Abweichend von § 3 a Abs. 2 Nr. 1 VOB/A dürfen Auf-
träge über Bauleistungen, deren Vergabeverfahren vor dem
30. September 2020 begonnen haben, bis zu einem Auftrags-
wert von 3 000 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) im Wege der
Beschränkten Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb
vergeben werden. 2Stellt das für Öffentliches Auftragswesen
zuständige Ministerium fest, dass erhöhte Wertgrenzen zur
Eindämmung oder Beseitigung der Folgen der COVID-19-Pan-
demie für einen längeren Zeitraum erforderlich sind, so kann
es den in Satz 1 genannten Zeitpunkt um bis zu sechs Monate
hinausschieben. 3Das Hinausschieben wird im Niedersäch-
sischen Ministerialblatt bekannt gegeben.

(2) 1Abweichend von § 3 a Abs. 3 Satz 2 VOB/A und § 3
Abs. 1 und 2 dürfen Aufträge nach Absatz 1 bis zu einem Auf-
tragswert von 1 000 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) im Wege
der Freihändigen Vergabe vergeben werden. 2Absatz 1 Sätze 2
und 3 gilt entsprechend. 3§ 3 Abs. 3 bleibt unberührt.

(3) 1Zur Beurteilung der finanziellen Leistungsfähigkeit der
Unternehmen dürfen öffentliche Auftraggeber bei der Festle-
gung der Eignungskriterien und Eignungsnachweise für ein
Vergabeverfahren, das vor dem 30. September 2020 begonnen
hat, abweichend von den §§ 6 a und 16 b Abs. 1 Satz 2 Halb-
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satz 2 VOB/A auf Vorgaben über die Angemessenheit der Ka-
pitalausstattung sowie den Bestand an sofort verfügbaren
Mitteln im Verhältnis zur Größe der zu erbringenden Bauleis-
tung verzichten. 2Absatz 1 Sätze 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 5

Besondere Vorschriften für Aufträge 
über Bauleistungen zum Zweck des Ausbaus

passiver Festnetz- oder Mobilfunkinfrastrukturen

(1) Abweichend von § 3 a Abs. 2 Nr. 1 VOB/A dürfen Auf-
träge über Bauleistungen zum Zweck des Ausbaus passiver
Festnetz- oder Mobilfunkinfrastrukturen, deren Vergabever-
fahren vor dem 1. Januar 2024 begonnen haben, bis zu einem
Auftragswert von 1 000 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) im Wege
der Beschränkten Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb
vergeben werden.

(2) 1Abweichend von § 3 a Abs. 3 Satz 2 VOB/A dürfen Auf-
träge über Bauleistungen zum Zweck des Ausbaus passiver
Festnetz- oder Mobilfunkinfrastrukturen, deren Vergabever-
fahren vor dem 1. Januar 2024 begonnen haben, bis zu einem
Auftragswert von 100 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) im Wege
der Freihändigen Vergabe vergeben werden. 2§ 3 Abs. 1 Satz 2
gilt entsprechend. 3§ 3 Abs. 3 bleibt unberührt.

(3) Bauleistungen zum Zweck des Ausbaus passiver Fest-
netz- oder Mobilfunkinfrastrukturen umfassen insbesondere

1. die Verlegung, Verbesserung und Erweiterung von Kabel-
kanälen, Leerrohren und unbeschalteten Transportmedien
für die Datenübertragung,

2. die Bereitstellung, Verbesserung und Erweiterung von zu
Nummer 1 gehörigen Infrastrukturkomponenten einschließ-
lich Schächten, Verzweigern und Abschlusseinrichtungen,

3. den Aufbau, die Verbesserung, die Erweiterung und den
Anschluss von Funk- und Antennenmasten sowie

4. die Ausführung von mit den Nummern 1 bis 3 verbunde-
nen Tiefbauleistungen und Bauleistungen zur Wiederher-
stellung der betroffenen Flächen.

§ 6

Besondere Vorschriften für Aufträge über Bauleistungen 
zum Zweck der Ausübung einer Sektorentätigkeit

(1) Für die Anwendung der VOB/A auf die Vergabe von
Aufträgen über Bauleistungen durch Sektorenauftraggeber
nach § 100 GWB zum Zweck der Ausübung einer Sektoren-
tätigkeit (§ 102 GWB) gelten die Maßgaben der Absätze 2 bis 7.

(2) 1Über § 3 a VOB/A hinaus steht den Sektorenauftragge-
bern auch die Freihändige Vergabe, der ein Teilnahmewettbe-
werb vorzuschalten ist, nach ihrer Wahl zur Verfügung;
hierfür ist § 3 b Abs. 2 VOB/A entsprechend anzuwenden.
2Die §§ 3 und 4 bleiben unberührt.

(3) Abweichend von den §§ 3 und 3 a VOB/A dürfen Bauleis-
tungen ohne die Durchführung eines Vergabeverfahrens be-
schafft werden, wenn der Auftrag ungeachtet des Erreichens
des Schwellenwertes nach § 106 Abs. 2 Nr. 2 GWB durch die
§§ 137 bis 139 GWB oder eine Feststellung nach § 3 Abs. 6 der
Sektorenverordnung (SektVO) vom 12. April 2016 (BGBl. I
S. 624, 657), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes
vom 25. März 2020 (BGBl. I S. 674), in der jeweils geltenden
Fassung in Verbindung mit § 140 Abs. 1 GWB von der An-
wendung des Teils 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen ausgenommen ist.

(4) Abweichend von § 4 a Abs. 1 Satz 4 VOB/A darf die
Laufzeit einer Rahmenvereinbarung bis zu acht Jahre betra-
gen, wenn jedoch ein im Gegenstand der Rahmenvereinba-
rung begründeter Ausnahmefall vorliegt, auch darüber hinaus.

(5) In der Auftragsbekanntmachung (§ 12 VOB/A) oder in
den Vergabeunterlagen (§ 8 VOB/A) können Nebenangebote
vorgeschrieben werden. 

(6) 1Die Unternehmen werden anhand objektiver und nicht
diskriminierender Kriterien und Nachweise ausgewählt, die
von den §§ 6 a und 16 b Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 VOB/A ab-
weichen dürfen und allen interessierten Unternehmen zu-
gänglich sind. 2Die §§ 45 und 46 SektVO finden entspre-
chende Anwendung; bei Verfahren mit Teilnahmewettbe-
werb darf die Mindestzahl nach § 3 b Abs. 2 Satz 5 VOB/A un-
terschritten werden.

(7) Abweichend von § 6 b Abs. 1 VOB/A ist der Nachweis
der Eignung auch über ein in entsprechender Anwendung des
§ 48 SektVO für Unternehmen eingerichtetes und betriebenes
Qualifizierungssystem möglich. 

D r i t t e r  T e i l

Vergabe von Aufträgen über Liefer- und Dienstleistungen

§ 7

Aufträge über Liefer- und Dienstleistungen

(1) Aufträge über Liefer- und Dienstleistungen bis zu einem
Auftragswert von 50 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) dürfen im
Wege der Beschränkten Ausschreibung ohne Teilnahmewett-
bewerb vergeben werden. 

(2) Aufträge über Liefer- und Dienstleistungen bis zu einem
Auftragswert von 25 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) dürfen im
Wege der Verhandlungsvergabe mit oder ohne Teilnahme-
wettbewerb vergeben werden. 

(3) Auf Verfahren der Kommunen und der sonstigen der
Aufsicht des Landes unterliegenden juristischen Personen des
öffentlichen Rechts sowie der juristischen Personen des priva-
ten Rechts nach § 99 Nr. 2 GWB und der natürlichen oder ju-
ristischen Personen des privaten Rechts nach § 100 Abs. 1 Nr. 2
GWB zur Vergabe von Liefer- und Dienstleistungsaufträgen,
die vor dem 1. Januar 2021 begonnen haben, findet § 38 Abs. 2
und 3 der Unterschwellenvergabeordnung in der in § 3 Abs. 1
NTVergG genannten Fassung (UVgO) keine Anwendung. 

(4) 1Bei der Vergabe von Aufträgen über Liefer- und Dienst-
leistungen dürfen Verhandlungsvergaben ohne Teilnahmewett-
bewerb bis zu einem Auftragswert von 25 000 Euro (ohne
Umsatzsteuer) und Verhandlungsvergaben, bei denen nach
§ 12 Abs. 3 UVgO nur ein Unternehmen zur Abgabe eines An-
gebots oder zur Teilnahme an Verhandlungen aufgefordert
wird, durch E-Mail durchgeführt werden. 2Bei einer Durch-
führung durch E-Mail finden die §§ 39 und 40 UVgO keine
Anwendung.

§ 8

Besondere Vorschriften
aufgrund der COVID-19-Pandemie 

für Aufträge über Liefer- und Dienstleistungen

(1) 1Abweichend von § 8 Abs. 2 Sätze 1 und 2 UVgO und
§ 7 Abs. 1 und 2 stehen dem öffentlichen Auftraggeber für Ver-
gabeverfahren, die vor dem 30. September 2020 begonnen ha-
ben, die Öffentliche Ausschreibung, die Beschränkte Ausschrei-
bung mit oder ohne Teilnahmewettbewerb sowie die Ver-
handlungsvergabe mit oder ohne Teilnahmewettbewerb nach
seiner Wahl zur Verfügung, wenn der Auftragswert unterhalb
des jeweiligen Schwellenwertes nach § 106 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3
GWB liegt. 2Stellt das für Öffentliches Auftragswesen zustän-
dige Ministerium fest, dass die Regelung nach Satz 1 zur Ein-
dämmung oder Beseitigung der Folgen der COVID-19-
Pandemie für einen längeren Zeitraum erforderlich ist, so
kann es den in Satz 1 genannten Zeitpunkt um bis zu sechs
Monate hinausschieben. 3Das Hinausschieben wird im Nie-
dersächsischen Ministerialblatt bekannt gegeben.

(2) 1Abweichend von § 14 Satz 1 UVgO dürfen Liefer- und
Dienstleistungen, die aufgrund von Umständen im Zusam-
menhang mit der COVID-19-Pandemie besonders dringlich
sind, bis zum 30. September 2020 unter Berücksichtigung der
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Haushaltsgrundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
ohne die Durchführung eines Vergabeverfahrens beschafft
werden (Direktauftrag), wenn der Auftragswert unterhalb von
214 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) liegt. 2Absatz 1 Sätze 2 und 3
gilt entsprechend.

§ 9

Besondere Vorschriften für Aufträge
über Liefer- und Dienstleistungen 

zum Zweck der Ausübung einer Sektorentätigkeit

(1) Für die Anwendung der Unterschwellenvergabeord-
nung auf die Vergabe von Aufträgen über Liefer- und Dienst-
leistungen durch Sektorenauftraggeber nach § 100 GWB zum
Zweck der Ausübung einer Sektorentätigkeit (§ 102 GWB) gel-
ten die Maßgaben der Absätze 2 bis 9. 

(2) 1Über § 8 Abs. 2 UVgO hinaus steht den Sektorenauf-
traggebern auch die Verhandlungsvergabe mit Teilnahmewett-
bewerb nach ihrer Wahl zur Verfügung. 2Die §§ 7 und 8 blei-
ben unberührt.

(3) Abweichend von § 8 UVgO dürfen Liefer- und Dienstleis-
tungen ohne die Durchführung eines Vergabeverfahrens be-
schafft werden, wenn der Auftrag ungeachtet des Erreichens
des Schwellenwertes nach § 106 Abs. 2 Nr. 2 GWB durch die
§§ 137 bis 139 GWB oder eine Feststellung nach § 3 Abs. 6
SektVO in Verbindung mit § 140 Abs. 1 GWB von der Anwen-
dung des Teils 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen ausgenommen ist.

(4) Abweichend von § 15 Abs. 4 UVgO darf die Laufzeit ei-
ner Rahmenvereinbarung bis zu acht Jahre betragen, wenn je-
doch ein im Gegenstand der Rahmenvereinbarung begrün-
deter Sonderfall vorliegt, auch darüber hinaus.

(5) Sektorenauftraggeber können Nebenangebote nach den
Vorgaben des § 25 UVgO nicht nur zulassen, sondern auch
vorschreiben.

(6) 1Die Bewerber oder Bieter werden anhand objektiver
und nicht diskriminierender Kriterien ausgewählt, die von
§ 33 Abs. 1 Sätze 1 und 2 UVgO abweichen dürfen und allen
interessierten Bewerbern oder Bietern zugänglich sind. 2Die
§§ 45 und 46 SektVO finden entsprechende Anwendung; bei

Verfahren mit Teilnahmewettbewerb darf die Mindestzahl
nach § 36 Abs. 2 Satz 1 UVgO unterschritten werden. 

(7) Abweichend von § 31 Abs. 1 UVgO müssen Sektoren-
auftraggeber nach § 100 Abs. 1 Nr. 2 GWB Unternehmen
nicht in entsprechender Anwendung des § 123 GWB aus-
schließen; die Möglichkeit eines Ausschlusses bleibt unbe-
rührt.

(8) Abweichend von § 35 Abs. 6 UVgO ist der Beleg der Eig-
nung auch über ein in entsprechender Anwendung des § 48
SektVO für Unternehmen eingerichtetes und betriebenes
Qualifizierungssystem möglich. 

(9) Abweichend von § 47 Abs. 1 UVgO findet § 132 Abs. 2
Sätze 2 und 3 GWB keine Anwendung.

V i e r t e r  T e i l

Schlussbestimmungen

§ 10

Übergangsregelung

Auf Vergaben, für die die Regelungen des Abschnitts 1 der
Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen, Teil A, in der
Fassung vom 20. November 2009 (BAnz. Nr. 196 a vom 29. De-
zember 2009, BAnz. 2010 S. 755) oder des Abschnitts 1 der
Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen, Teil A, in
der Fassung vom 22. Juni 2016 (BAnz AT 01.07.2016 B4) an-
zuwenden sind, ist die Niedersächsische Wertgrenzenverord-
nung vom 19. Februar 2014 (Nds. GVBl. S. 64), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 7. Dezember 2016 (Nds. GVBl. S. 278),
weiterhin anzuwenden.

§ 11

Inkrafttreten

1Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft. ²Gleichzeitig tritt die Niedersächsische Wertgrenzenver-
ordnung vom 19. Februar 2014 (Nds. GVBl. S. 64), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 7. Dezember 2016 (Nds. GVBl.
S. 278), außer Kraft.

Hannover, den 3. April 2020

Niedersächsisches Ministerium
für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung

A l t h u s m a n n

Minister
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Niedersächsische Verordnung 
über die Beschränkung sozialer Kontakte
zur Eindämmung der Corona-Pandemie

Vom 7. April 2020

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Abs. 1
Sätze 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000
(BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587), in Verbindung mit § 3
Nr. 1 der Subdelegationsverordnung vom 9. Dezember 2011
(Nds. GVBl. S. 487), zuletzt geändert durch Verordnung vom
17. März 2017 (Nds. GVBl. S. 65), wird verordnet:

§ 1

(1) Jede Person hat physische Kontakte zu anderen Men-
schen, die nicht zu den Angehörigen des eigenen Hausstandes
gehören, auf ein absolut nötiges Minimum zu reduzieren.

(2) (gestrichen)

(3) 1Für den Publikumsverkehr und Besuche sind geschlossen:

1. Bars, Clubs, Kulturzentren, Diskotheken und ähnliche Ein-
richtungen,

2. Theater, Opern, Konzerthäuser, Museen, Bibliotheken und
ähnliche Einrichtungen und unabhängig von der jeweili-
gen Trägerschaft oder von Eigentumsverhältnissen,

3. Messen, Ausstellungen, Kinos, Zoos, Freizeit- und Tier-
parks, Seilbahnen und Angebote von Freizeitaktivitäten,
Spezialmärkte, Spielhallen, Spielbanken, Wettannahme-
stellen und ähnliche Einrichtungen, jeweils sowohl inner-
halb als auch außerhalb von Gebäuden,

4. Prostitutionsstätten, Bordelle und ähnliche Einrichtungen,

5. öffentliche und private Sportanlagen, Schwimm- und Spaß-
bäder, Fitnessstudios, Saunen und ähnliche Einrichtungen,

6. alle Spielplätze einschließlich Indoor-Spielplätze,

7. alle Verkaufsstellen des Einzelhandels, einschließlich der
Outlet-Center und der Verkaufsstellen in Einkaufscentern,

8. Handyläden und Telefonshops.
2Ausgenommen von Satz 1 Nr. 7 sind Betriebe und Einrich-
tungen nach § 3 Nrn. 6 und 7 sowie Verkaufsstellen mit ge-
mischtem Sortiment, das auch regelmäßig Waren umfasst, die
dem Sortiment einer der in § 3 Nr. 7 genannten Verkaufsstel-
len entspricht, wenn die Waren den Schwerpunkt des Sorti-
ments bilden; bilden die betreffenden Waren nicht den
Schwerpunkt des Sortiments, so ist der Verkauf nur dieser
Waren zulässig.

(4) Betreiberinnen und Betreibern von Beherbergungsstätten
und ähnlichen Einrichtungen, Hotels, Campingplätzen, Wohn-
mobilstellplätzen sowie privaten und gewerblichen Vermiete-
rinnen und Vermietern von Ferienwohnungen, Ferienzim-
mern, Übernachtungs- und Schlafgelegenheiten und ähnli-
chen Einrichtungen für Beherbergungen und Übernachtun-
gen ist es untersagt, Personen zu touristischen Zwecken zu
beherbergen.

(5) 1Verboten sind:

1. Zusammenkünfte in Vereinseinrichtungen und sonstigen
Sport- und Freizeiteinrichtungen sowie die Wahrnehmung
von Angeboten in Volkshochschulen, Musikschulen und
sonstigen öffentlichen und privaten Bildungseinrichtun-
gen im außerschulischen Bereich,

2. der kurzfristige Aufenthalt zu touristischen Zwecken in
Zweitwohnungen,

3. Zusammenkünfte in Kirchen, Moscheen, Synagogen und
die Zusammenkünfte anderer Glaubensgemeinschaften,
einschließlich der Zusammenkünfte in Gemeindezentren,

4. alle öffentlichen Veranstaltungen, ausgenommen Sitzun-
gen der kommunalen Vertretungen und Gremien sowie
des Landtages und seiner Ausschüsse und Gremien.

2Auch der Besuch der Zusammenkünfte nach Satz 1 Nrn. 1, 3
und 4 ist mit Ausnahme der Sitzungen kommunaler Vertre-
tungen und Gremien verboten.

§ 2

(1) Kontakte einer Person außerhalb der eigenen Wohnung
sind nur erlaubt, wenn dabei die in den Absätzen 2 und 3 ge-
nannten Bedingungen eingehalten werden.

(2) 1In der Öffentlichkeit einschließlich des Öffentlichen
Personenverkehrs hat jede Person soweit möglich einen Min-
destabstand von 1,5 Metern zu anderen Personen einzuhalten.
2Dies gilt auch für die körperliche oder sportliche Betätigung
im Freien, nicht jedoch gegenüber solchen Personen, mit de-
nen die pflichtige Person in einer gemeinsamen Wohnung
wohnt. 3Verhaltensweisen in der Öffentlichkeit, die das Ab-
standsgebot nach Satz 1 gefährden, sind untersagt. 4Dies gilt
insbesondere für Gruppenbildungen, Picknick oder Grillen im
Freien.

(3) 1Der Aufenthalt im öffentlichen Raum ist vorbehaltlich
des Satzes 2 jeder einzelnen Person gestattet. 2Zusammen-
künfte und Ansammlungen im öffentlichen Raum sind auf
höchstens zwei Personen beschränkt; hiervon ausgenommen
sind Zusammenkünfte von Angehörigen sowie Personen, die
in einer gemeinsamen Wohnung leben. 3Ebenfalls ausgenom-
men sind Ansammlungen von Personen, die sich in einem
Wartebereich des Öffentlichen Personenverkehrs unter Wah-
rung eines Mindestabstandes von 1,5 Metern zu anderen Per-
sonen aufhalten.

§ 3

Unter den Voraussetzungen des § 2 zulässig sind insbeson-
dere die nachfolgend genannten Verhaltensweisen:

1. die körperliche und sportliche Betätigung im Freien;

2. die Ausübung beruflicher Tätigkeiten, einschließlich der
Jahreszeit bedingt erforderlichen Bewirtschaftung land-
wirtschaftlicher und forstwirtschaftlicher Flächen;

3. die Inanspruchnahme ambulanter oder stationärer me-
dizinischer, zahnmedizinischer, psychotherapeutischer
und heilberuflicher Versorgungsleistungen wie Arztbe-
suche oder medizinischer Behandlungen, soweit dies
medizinisch dringend erforderlich ist;

4. der Besuch bei Angehörigen medizinischer Fachberufe,
insbesondere der Physiotherapie, Ergotherapie oder der
Osteopathie, soweit die Behandlung ärztlich veranlasst
und unaufschiebbar ist;

5. die Teilnahme an Blutspenden;

6. der Besuch anderer Einrichtungen des Gesundheitswe-
sens, soweit der Besuch nicht gesondert eingeschränkt
ist, sowie von Apotheken, Sanitätshäusern, Optikern,
Hörgeräteakustikern, Drogerien;

7. die Versorgung mit Lebensmitteln, Gütern und Dienst-
leistungen des täglichen Bedarfs in den folgenden Be-
trieben und Einrichtungen:

a) Lebensmittelhandel,

b) Wochenmärkte,

c) landwirtschaftlicher Direktverkauf, Hofläden,

d) Getränkemärkte,
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e) Abhol- und Lieferdienste,

f) Großhandel,

g) Bau- und Gartenmärkte,

h) Tierbedarfshandel,

i) Brief- und Versandhandel,

j) Poststellen,

k) Banken, Sparkassen und Geldautomaten,

l) Tankstellen,

m) Kraftfahrzeug- oder Fahrrad-Werkstätten,

n) Reinigungen,

o) Zeitungsverkaufsstellen,

p) Waschsalons,

q) Verkaufsstellen für Fahrkarten für den Öffentlichen
Personenverkehr,

r) Blumenläden;

8. Logistik;

9. die Nutzung von Autowaschanlagen für die Reinigung
gewerblich oder dienstlich eingesetzter Nutzfahrzeuge
sowie für die vollautomatische Reinigung privat genutz-
ter Fahrzeuge ohne Durchführung vor- und nachge-
lagerter Reinigungsschritte durch die Kundinnen und
Kunden;

10. die Betreuung hilfebedürftiger Personen und Minder-
jähriger, auch zur Versorgung mit Lebensmitteln, Gü-
tern und Dienstleistungen des täglichen Bedarfs im
Sinne der Nummer 7, soweit diese nicht gesondert ein-
geschränkt sind;

11. die Teilnahme an Hochzeitsfeiern, jedoch nur im engs-
ten Familien- und Freundeskreis, der höchstens insge-
samt zehn Personen umfasst;

12. die Teilnahme an Beerdigungen, jedoch nur im engsten
Familien- und Freundeskreis, der höchstens insgesamt
zehn Personen umfasst;

12 a. die Begleitung Sterbender;

13. die Wahrnehmung einer seelsorgerischen Betreuung durch
einzelne Geistliche;

14. die Begleitung und Abholung von Kindern im Rahmen
einer Notbetreuung von Schulen, Kindertageseinrich-
tungen oder anderen Betreuungseinrichtungen, soweit
der Besuch dieser Einrichtungen nicht gesondert einge-
schränkt ist;

15. der Besuch von Behörden, Gerichten, anderen Hoheits-
trägern sowie von anderen Stellen oder Einrichtungen,
die öffentlich-rechtliche Aufgaben wahrnehmen;

16. die Wahrnehmung der Aufgaben oder des Dienstes als
Mitglied des Niedersächsischen Landtages oder der Lan-
desregierung, als Mitglied des Staatsgerichtshofs, als Mit-
glied eines Verfassungsorgans des Bundes oder eines
anderen Landes, als Mitglied kommunaler Vertretungen
oder Gremien, als Mitglied des diplomatischen oder kon-
sularischen Corps sowie die Wahrnehmung von Aufga-
ben im Öffentlichen Dienst oder als Organ der Rechts-
pflege;

17. die Versorgung, Betreuung oder Ausführung von selbst
gehaltenen Tieren oder von Tieren, für die sonst eine
Pflicht zur Versorgung besteht, soweit dies nicht geson-
dert eingeschränkt ist, sowie eine tierärztlich notwendige
Versorgung;

18. die Abwendung unmittelbarer Gefahren für das Leben
oder die körperliche Unversehrtheit einer Person oder
des Eigentums sowie anderer vergleichbarer Notlagen,
die nicht anders abgewendet werden können;

19. Verhaltensweisen, mit denen Anordnungen einer Be-
hörde, eines anderen Verwaltungsträgers oder eines
Gerichts Folge zu leisten ist.

§ 4

Gestattet sind auch Aufenthalte im öffentlichen Raum zum
Zweck der Berichterstattung durch Vertreterinnen und Ver-
treter von Presse, Rundfunk, Film oder anderen Medien.

§ 5

(1) 1Personen, die sich innerhalb der letzten 14 Tage im
Ausland aufgehalten haben, dürfen für einen Zeitraum von
14 Tagen seit Rückkehr folgende Einrichtungen nicht betreten:

1. Einrichtungen nach § 33 Nrn. 1 bis 4 des Infektionsschutz-
gesetzes — IfSG — (Kindertageseinrichtungen und Kinder-
horte, erlaubnispflichtige Kindertagespflegestellen, Schulen
und Heime, in denen überwiegend minderjährige Perso-
nen betreut werden) sowie betriebserlaubte Einrichtungen
nach § 45 des Achten Buchs des Sozialgesetzbuchs (statio-
näre Erziehungshilfe),

2. Einrichtungen nach § 23 Abs. 3 Nrn. 1 und 3 bis 5 IfSG
(Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtun-
gen, in denen eine den Krankenhäusern vergleichbare me-
dizinische Versorgung erfolgt, Dialyseeinrichtungen, Tages-
kliniken), ausgenommen behandlungsbedürftige Personen;

3. stationäre Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungs-
hilfe wie Heime für ältere Menschen, pflegebedürftige
Menschen oder Menschen mit Behinderungen nach § 2
Abs. 2 des Niedersächsischen Gesetzes über unterstützen-
de Wohnformen;

4. Berufsschulen und Hochschulen.
2Als Aufenthalt nach Satz 1 gilt nicht ein nur kurzzeitiger
Kontakt zum Beispiel im Rahmen eines Tankvorgangs, einer
üblichen Kaffeepause oder eines Toilettengangs.

(2) 1Wenn eine nach Absatz 1 verpflichtete Person minder-
jährig ist, so hat diejenige oder derjenige für die Einhaltung
der diese Person treffenden Verpflichtung zu sorgen, der oder
dem die Sorge für diese Person zusteht. 2Die gleiche Verpflich-
tung trifft Betreuerinnen und Betreuer einer von der Ver-
pflichtung nach Absatz 1 betroffenen Person, soweit die Er-
füllung dieser Verpflichtungen zu deren Aufgabenkreis ge-
hört. 3Die Betreuerinnen und Betreuer nach Satz 2 sind unter
Berücksichtigung der Voraussetzungen in Absatz 1 verpflich-
tet, Betreuungsangebote von Kindertageseinrichtungen, Kinder-
tagespflegestellen und Heimen nicht in Anspruch zu nehmen.

(3) Erhalten die Träger oder die mit den Leitungsaufgaben
in den jeweiligen Einrichtungen beauftragten Personen der in
Absatz 1 genannten Einrichtungen Kenntnis davon, dass die
Voraussetzung nach Absatz 1 vorliegt, so dürfen die betreffen-
den Personen für einen Zeitraum von 14 Tagen seit Rückkehr
aus dem Risikogebiet oder des besonders betroffenen Gebiets
nicht betreut oder beschäftigt werden.

§ 6

(1) 1Restaurationsbetriebe, insbesondere Restaurants, Gast-
stätten, Imbisse, Cafés, allein oder in Verbindung mit anderen
Einrichtungen, Mensen und Kantinen dürfen nicht betrieben
werden. 2Auch der Besuch dieser Einrichtungen ist verboten.
3Abweichend von Satz 1 sind die Belieferung mit Speisen und
Getränken sowie der Außer-Haus-Verkauf durch Restaurants,
Gaststätten, Imbisse, Mensen, Cafés und Kantinen zulässig,
wenn die zum Schutz vor Infektionen erforderlichen Anforde-
rungen nach Absatz 2 eingehalten werden.

(2) Betreiberinnen und Betreiber von Restaurationsbetrie-
ben, die einen Außer-Haus-Verkauf anbieten, sind verpflichtet,
einen Mindestabstand von 1,5 Metern zwischen den Kundin-
nen und Kunden sicherzustellen.
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(3) 1Der Verzehr von Speisen und Getränken ist innerhalb
eines Umkreises von 50 Metern zu den Betrieben nach Absatz 2
untersagt. 2Aus hygienischen Gründen sollte eine bargeldlose
Bezahlung erfolgen.

(4) Für gastronomische Lieferdienste gelten Absatz 1 Satz 3
und Absatz 3 Satz 2 entsprechend.

(5) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 dürfen nicht öffentli-
che Betriebskantinen zur Versorgung ausschließlich der Be-
schäftigten betrieben werden, wenn die erforderlichen Vor-
kehrungen zur Hygiene, zur Steuerung des Zutritts, zur Ver-
meidung von Warteschlangen und zur Gewährleistung eines
Mindestabstands von 1,5 Metern gewährleistet sind.

§ 7

(1) 1Das Erbringen von Dienstleistungen, bei denen der Min-
destabstand von 1,5 Metern von Mensch zu Mensch nicht ein-
gehalten werden kann, ist nur erlaubt, wenn dies dringend
notwendig ist. 2Dies gilt insbesondere für Optikerinnen, Opti-
ker, Hörgeräteakustikerinnen und Hörgeräteakustiker.

(2) 1Alle nicht dringend notwendigen Dienstleistungen, bei
denen der Mindestabstand von 1,5 Metern von Mensch zu
Mensch nicht eingehalten werden kann, sind untersagt. 2Dies
gilt insbesondere für

1. Frisörinnen und Frisöre,

2. Tattoo-Studios,

3. Nagelstudios,

4. Kosmetikstudios,

5. Physiotherapeutinnen und Physiotherapeuten, Osteopa-
thinnen und Osteopathen, Ergotherapeutinnen und Ergo-
therapeuten, es sei denn, eine Behandlung ist ärztlich ver-
anlasst und die Behandlung ist unaufschiebbar (§ 3 Nr. 4),
sowie

6. Fahrschulen, Fahrlehrerausbildungsstätten und anerkannte
Aus- und Weiterbildungsstätten nach dem Berufskraftfah-
rer-Qualifikations-Gesetz.

§ 8
1Die Betreiberinnen und Betreiber von Verkaufsstellen und

Ladengeschäften nach § 3 Nr. 7 sind verpflichtet, einen Min-
destabstand von 1,5 Metern zwischen den Kundinnen und
Kunden sicherzustellen. 2Sie haben sicherzustellen, dass sich
nur so viele Kundinnen und Kunden in den Verkaufsräumen
befinden, dass durchschnittlich 10 Quadratmeter Verkaufsflä-

che je anwesende Person gewährleistet sind. 3Die Berechnung
der Verkaufsfläche richtet sich nach der Baunutzungsverord-
nung.

§ 9

1Auf Wochenmärkten sind nur Verkaufsstände für Lebens-
mittel erlaubt. 2Die Betreiberinnen und Betreiber der Verkaufs-
stände sind verpflichtet, einen Mindestabstand von 1,5 Metern
zwischen den Kundinnen und Kunden sicherzustellen.

§ 10

(1) 1Zu beruflichen Zwecken sind Zusammenkünfte von
mehreren Personen zulässig. 2Soweit möglich, ist ein Mindest-
abstand von 1,5 Metern zwischen den Personen einzuhalten.

(2) Absatz 1 gilt auch für die Tätigkeit von Erntehelferinnen
und Erntehelfern, Saisonarbeiterinnen und Saisonarbeitern
sowie Werksarbeitskräften, soweit nicht bundesrechtlich an-
deres geregelt ist.

§ 11

1Die örtlich zuständigen Behörden können weitergehende
Anordnungen treffen, soweit es im Interesse des Gesundheits-
schutzes zwingend erforderlich ist und den vorstehenden Re-
gelungen nicht widerspricht. 2Sie können insbesondere für
bestimmte öffentliche Plätze, Parkanlagen und ähnliche Orte
in ihrem Zuständigkeitsbereich generelle Betretungsverbote
erlassen.

§ 12

(1) Verstöße gegen die §§ 1, 2 und 5 bis 10 stellen Ordnungs-
widrigkeiten nach § 73 Abs. 1a Nr. 24 IfSG dar und werden
mit Bußgeldern bis zu 25 000 Euro geahndet.

(2) Die nach dem Infektionsschutzgesetz zuständigen Be-
hörden und die Polizei sind gehalten, die Bestimmungen die-
ser Verordnung durchzusetzen und Verstöße zu ahnden.

§ 13

(1) Diese Verordnung tritt am 8. April 2020 in Kraft und mit
Ablauf des 19. April 2020 außer Kraft.

(2) Die Niedersächsische Verordnung über die Beschrän-
kung sozialer Kontakte zur Eindämmung der Corona-Pande-
mie vom 2. April 2020 (Nds. GVBl. S. 55) tritt mit Ablauf des
7. April 2020 außer Kraft.

Hannover, den 7. April 2020

Niedersächsisches Ministerium
für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung

R e i m a n n

Ministerin
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